Der Lohnabzug. 


Beilage zur „Deutſchen Steuer⸗Zeitung“, September 1920. 


Aufruf. 

Der Steuerabzug vom Lohn und Gehalt findet in einigen 
Betrieben Widerſtand bei den Arbeitnehmern. 
ſehen, daß der von der Nationalverſammlung beſchloſſene und 
vom Reichstage faſt einhellig beſtätigte Steuerabzug eine Lebens⸗ 


notwendigkeit des Reiches, wie auch der Länder und Gemeinden 


iſt. Die Arbeitgeber ſind durch das Geſetz gezwungen, den Ab⸗ 
zug bei der Lohnzahlung vorzunehmen, und nur auf dieſem 
Wege iſt es möglich, die Beſteuerung des Einkommens zu ſichern, 
ohne durch zwangsweiſe Beitreibung rückſtändiger Steuerſchulden 
die Exiſtenz des Arbeiters zu gefährden. Wer ſich dem Steuer⸗ 
abzug widerſetzt, ſchädigt das Intereſſe der Arbeiter und ge⸗ 
fährdet zugleich die Durchführung der Steuergeſetze, von denen 
der Wiederaufbau abhängt. Denn eine erfolgreiche Verweige⸗ 
rung dieſer Steuer würde von anderen Steuerpflichtigen nach⸗ 
geahmt werden. 

Die Reichsregierung muß das Geſetz ebenſo durchführen, wie 
ſie die Erhebung der zehnprozentigen Kapitalertragſteuer durch⸗ 
geführt hat und die weiteren Geſetze zur Beſteuerung des Ver⸗ 
mögens durchführen wird. Die Reichsregierung iſt entſchloſſen, 
jedem Verſuche zu geſetzwidriger Ablehnung des Steuerabzuges 
mit allen Kräften entgegenzutreten und die zu ſeiner Durch⸗ 
führung verpflichteten Arbeitgeber und Beamten zu ſchützen; ſie 
vertraut auf die Einſicht und Mäßigung der Arbeiterſchaft, die 
ſich faſt überall im Reiche bereits bewährt hat. 


Berlin, den 13. Auguſt 1920. 
Die Reichsregierung. 
In Vertretung: gez. Dr. Heinze. 


Weitere Erleichterungen beim Lohnabzug. 
Von Rechtsanwalt Dr. F. Koppe, Berlin. 


Die Ausführung des Steuerabzugs in der Praxis hat zu 
zahlreichen Härten und techniſchen Schwierigkeiten geführt. Der 
Reichsfinanzminiſter hat den Forderungen der Offentlichkeit 
folgend durch telegraphiſche Anweiſung an die Landesfinanz⸗ 
ämter vom 18. Auguſt 1920 und ferner durch einen ausführlichen 
Erlaß vom 25. Auguſt 1920 (III 22 505) ſowie die unten abge⸗ 
druckte Bekanntmachung vom 1. September 1920 die nachſtehen⸗ 
den Erleichterungen mit ſofortiger Wirkung zugelaſſen: 

1. Bislang war es ſtreitig, ob der in ſeinem Wortlaut doppel⸗ 
ſinnige 8 12 der vorläufigen Ausführungsbeſtimmungen vom 
27. Juli 1920 die ſogenannte „Durchſtaffelung“ oder die 
abſolute Staffelung vorſchreibe. Die mit letzterer, nament⸗ 
lich bei Grenzfällen verbundenen offenſichtlichen Härten, wonach 
3. B. ein Arbeiter, der 15 100 % im Jahre verdient, weniger 
ausgezahlt bekommt, als wenn er 14 900 M verdiente, ſind nun 
wenigſtens für Gehälter und Löhne bis zu 30 000 M im Jahre be⸗ 
ſeitigt, während von da ab nach der (nicht unbeſtrittenen) Anſicht 
des Reichsfinanzminiſteriums die abſolut e Staffelung Platz 
greift, ſo daß alſo bei einem abzugspflichtigen Jahresgehalt von 
35 000 „ 20% vom geſamten Betrage einzubehalten wären. 


Der Erlaß beſtimmt: 
„Überſteigt bei ſtändig beſchäftigten Arbeitnehmern der ab⸗ 


Dieſe über⸗ 


Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin. 


zugspflichtige Teil des Arbeitslohnes — auf das Jahr umge⸗ 


rechnet — den Betrag von 15 000 , nicht aber den Betrag von 
30 000 , jo find bis auf weiteres von dem Teil des abzugs⸗ 
pflichtigen Arbeitslohnes, der — auf das Jahr umgerechnet — 


den Betrag von 15 000 M nicht überſteigt, 10 v. H., von dem 
übrigen Teil des abzugspflichtigen Arbeitslohnes 15 v. H. ein⸗ 
zubehalten. 

Danach iſt alſo bei den ſtändig beſchäftigten Arbeitnehmern, 
ſofern der auf das Jahr umgerechnete abzugspflichtige 
Arbeitslohn 30000 A nicht überſteigt, die 
Durchſtaffelung vorzunehmen. Beträgt z. B. der abzugs⸗ 
pflichtige Wochenlohn 400 M und demgemäß der auf das Jahr 
umgerechnete Arbeitslohn 20 000 , jo ſind von 300 A 10 v. 9. 
(da 300 AM Wochenlohn auf das Jahr umgerechnet 15000 & er⸗ 
geben) und von 100 / 15 v. H. einzubehalten.“ 

2. Sodann gewährt der Erlaß des Reichsfinanzminiſters 
noch folgende, die Arbeit des Lohnbüros ſehr vereinfachende 
Erleichterungen: 

Es ſollen vom Steuerabzug freibleiben bis auf weiteres be⸗ 
ſondere Entlohnungen für Arbeiten, die über die für den Be⸗ 
trieb regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleiſtet wurden. Als 
regelmäßige Arbeitszeit ſoll dabei, ſofern nicht beſondere Ver⸗ 
hältniſſe im einzelnen Falle eine Ausnahme bedingen, die Ar⸗ 
beitswoche zu ſechs Arbeitstagen, der Arbeitsmonat zu 25 Ar⸗ 
beitstagen und das Arbeitsjahr zu 300 Arbeitstagen gelten. 
Demgemäß ſind von dem Steuerabzug alle beſonderen 
Entlohnungen für Überftunden, überſchichten, 
Sonntagsarbeit und für ſonſtige, über die regelmäßige 
Arbeitszeit hinausgehende Arbeitsleiſtungen bis auf weiteres 
freizulaſſen. Hat z. B. ein Arbeiter in einer Woche ſtatt 
der regelmäßigen ſechs Arbeitsſchichten ſieben Arbeitsſchichten ge⸗ 
leiſtet, ſo findet ein Abzug von dem für die ſiebente Schicht aus⸗ 
zuzahlenden Arbeitslohn nicht ſtatt. Hat ferner z. B. ein Arbeiter 
in einem Monat eine Woche hindurch nicht gearbeitet, leiſtet er 
aber in den drei folgenden Wochen mehr als achtzehn Schichten, 
ſo hat der Abzug nur inſoweir zu erfolgen, als die Vergütung 
für achtzehn Schichten gezahlt wird, ohne Rückſicht darauf, ob die 
Lohnzahlung täglich, wöchentlich oder in anderen Zeitabſchnitten 
erfolgt. 

Es muß ſich aber dabei um beſondere Entlohnun⸗ 
gen handeln. ein Dienſtmädchen z. B., das auch Sonntags⸗ 
arbeit leiſtet, erhält für dieſe Sonntagsarbeit keine beſondere 
Vergütung, weshalb hier der Geſamtlohn dem Abzuge unter⸗ 
worfen bleibt. 

Über eine Anrechnung der nach Vorſtehendem bislang 
etwa zuviel eingezahlten Beträge ſagt der Erlaß nichts. Eine 
nachträgliche Verrechnung würde übrigens für die meiſten 
größeren Lohnbüros techniſch unausführbar ſein. 

3. Endlich werden in dem Erlaß noch einige weitere Zweifel 
aufgeklärt, die ſich bei der praktiſchen Durchführung des Lohn⸗ 
abzugs bisher gezeigt haben: 

a) Es find Zweifel darüber entſtanden, wie der nach $ 1 
Abſ. 1, 2 der vorliegenden Beſtimmungen vom 28. Juli 1920 
abzugsfreie Lohnteil bei einer Lohnzahlung zu berechnen iſt, 
wenn der Arbeitnehmer in der Zeit ſeit der voraufgegangenen 
letzten Lohnzahlung (oder falls es ſich um die erſte Lohne 
zahlung handelt: in der Zeit ſeit Beginn des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes) an einzelnen Arbeitstagen, Wochen oder 
in längeren Zeiträumen nicht gearbeitet 
und Lohn nicht verdient hat. Die Frage iſt, ob in 
ſolchen Fällen der abzugsfreie Betrag nur nach der Zahl der 
Arbeitstage, Wochen uſw., an denen gearbeitet wurde und für 
die Lohn gezahlt wird, oder für die geſamte Zeit zu be⸗ 
rechnen iſt. Bei der Beantwortung dieſer Frage iſt davon aus⸗ 
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zugehen, daß nach der Abſicht des Geſetzes vom 21. Juli 1920 der 
Lohnabzug — ſoweit wie möglich — in bereinſtimmung mit der 
ſpäteren endgültigen Veranlagung des Arbeitnehmers gebracht 
werden ſoll. Bei der endgültigen Veranlagung bleiben auf das 
Jahr gerechnet ſtets 1500 AM, alſo für jeden der 300 Arbeitstage 
5 A ſteuerfrei. Daher entſpricht es dem Sinne des Geſetzes, daß 
auch vom Steuerabzuge für jeden Arbeitstag 5 M 
freigelaſſen werden, und zwar auch dann, wenn für 
dieſen Arbeitstag Lohn nicht zu zahlen iſt. 
Dasſelbe gilt für die Steuer⸗ und Abzugsfreiheit der ſteuerfreien 
Einkommensteile, die wegen der zum Haushalt des Steuerpflich⸗ 
tigen gehörenden Angehörigen gewährt werden. Anderer⸗ 
ſeits muß ſich die Anrechnung der arbeits⸗ und lohnfreien Ar⸗ 
beitstage auf die Dauer des jeweiligen Arbeits ver⸗ 
hältniſſes beſchränken. Denn der Arbeitgeber kann für 
dieſe Zeit Lohn zahlen, Abzüge machen und Abzugsfreiheit be⸗ 
rechnen. Daß hierbei dem Arbeitnehmer mehr abgezogen wird, 
als ſeine demnächſt endgültig veranlagte Steuerſchuld beträgt, 
kann nur in ganz beſonderen Ausnahmefällen eintreten, weil der 
Einkommenſteuerſatz ſchon in der unterſten Stufe 10 v. H. beträgt 


und in den höheren Lohnklaſſen erheblich wächſt. Demnach hat 


der Arbeitnehmer den Abzug für jeden Arbeitstag der 
Lohnzahlungsperiode und insbeſondere auch für die ar⸗ 
beits⸗ und lohnloſen Arbeitstage ſeit der vor⸗ 
aufgegangenen letzten Lohnzahlung oder gegebenenfalls ſeit dem 


Beginn des Arbeitsverhältniſſes, immer aber nur für die Dauer 


dieſes Arbeitsverhältniſſes zu beanſpruchen. 

b) In dem Fall des $ 1b (betrifft die Zeit bis zum 
1. Oktober!) 1920) der vorläufigen Beſtimmungen vom 28. Juni 
1920 iſt für ſtändig beſchäftigte Arbeitnehmer bei jeder Lohn⸗ 
zahlung der abzugspflichtige Arbeitslohn nach dem Verhältniſſe 
der Lohnzahlungsperiode zu dem Arbeitsjahr (300 Arbeits⸗ 


tage, 50 Arbeitswochen, 12 Arbeitsmonate) auf ein Jahresein⸗ 


kommen umzurechnen. Es ſind nun Zweifel entſtanden, wie der 
Arbeitslohn auf das Jahr umzurechnen iſt, wenn der Arbeit⸗ 


nehmer ſeit der voraufgegangenen letzten Lohnzahlung an ein⸗ 
zelnen Arbeitstagen oder einzelnen Arbeitswochen oder ſonſtigen 


Zeitabſchnitten nicht gearbeitet hat und wenn ihm für dieſe 
Zeit kein Arbeitslohn ausgezahlt wird. Insbeſondere wurde 
die Frage aufgeworfen, ob in ſolchen Fällen die Umrechnung des 
Arbeitslohnes auf das Jahr lediglich nach Maßgabe der Tage, 
Wochen oder ſonſtigen Zeitabſchnitte zu erfolgen hat, während 
deren der Arbeitnehmer gearbeitet hat und für die ihm Arbeits⸗ 
lohn ausgezahlt wird, oder ob bei Umrechnung auch die Zeit zu 
berückſichtigen ift, in der der Arbeitnehmer nicht gearbeitet hat 
und für die ihm ein Lohn nicht ausgezahlt wird. 

Auch bei Beantwortung dieſer Frage iſt davon auszugehen, 
daß durch die Umrechnung des Arbeitslohnes auf das Jahr auf 
Grund des abzugspflichtigen Arbeitslohnes — ſoweit möglich — 
das endgültig ſteuerpflichtige Jahresarbeitseinkommen ermittelt 
werden ſoll. Wenn nun der Arbeitnehmer an einzelnen 
Tagen uſw. nicht gearbeitet hat und wenn ihm für dieſe Zeit 
Arbeitslohn nicht ausgezahlt wird, ſo vermindert ſich das end⸗ 
gültig ſteuerpflichtige Arbeitseinkommen um dieſen Lohnausfall, 
weshalb hierauf bei der Umrechnung des Arbeitslohnes auf das 
Jahr Rückſicht genommen werden muß. Demgemäß iſt bei dieſer 
Umrechnung auf das Jahr nach Maßgabe der Lohnauszahlungs⸗ 


periode davon auszugehen, daß zu einer Lohnauszahlungsperiode 
ſämtliche, ſeit der voraufgegangenen letzten Lohnauszahlung ver⸗ 
floſſenen Arbeitstage gehören, ohne Rückſicht darauf, ob der 


Arbeitnehmer an dieſen Tagen gearbeitet hat oder ob ihm für 
dieſe Arbeitstage Arbeitslohn ausgezahlt wird. Der am Schluſſe 


einer Lohnauszahlungsperiode tatſächlich auszuzahlende abzugs⸗ 


pflichtige Arbeitslohn iſt daher ſo anzuſehen, als wenn er 
während der ganzen, ſeit der letzten Lohnauszahlung verfloſſenen 
Zeit verdient worden wäre. Demgemäß iſt auch die Umrechnung 
dieſes Arbeitslohnes auf das Arbeitsjahr nach dem Verhältnis 


) Die Friſt für die Pauſchalierung (für Verheiratete 300 K. für 


Ledige 200 „( abzugsfrei) iſt vom Reichsfinanzminiſterinm bis zum 


1. Oktober 1920 verlängert worden (Bekanntmachung vom 1. 9. 20). 


vorzunehmen, in dem die ſeit der voraufgegangenen letzten Lohn⸗ 
zahlung verfloſſene Zeit zum Arbeitsjahr ſteht. Als letzte 
Lohnzahlung iſt dabei nicht der Tag, an dem zum letztenmal dem 
Arbeitnehmer Lohn ausgezahlt wurde, ‚jondern das Ende der 
letzten Lohnauszahlungsperiode anzuſehen, für welche dem be⸗ 
treffenden Arbeitnehmer Lohn ausgezahlt worden iſt. 

Hierbei kann aber gleichfalls nur die Zeit als zu einer Lohn⸗ 
auszahlungsperiode gehörig angeſehen werden, während der der 
Arbeitnehmer im Dienſte des jeweiligen Arbeitgebers geſtanden 
hat, da der Arbeitgeber nur für dieſe Zeit Lohn zahlen und nur 
dieſen Lohn auf das Jahr umrechnen kann. Die Zeit vor Be⸗ 
ginn und nach Beendigung des jeweiligen Arbeitsverhältniſſes 
iſt alſo auch hier unberückſichtigt zu laſſen. 

e) Als abzugspflichtiger Arbeitslohn gilt 
ſtets der auszuzahlende Arbeitslohn, vermindert um die 
abzugsfreien Beträge, wie fie ih aus 8 1 Abi. 1 
und 2, § 2 der vorl. Beſtimmungen vom 28. Juli 1920 und aus 
oben Nr. 2 ergeben. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen des Erlaſſes werden in die 
in Vorbereitung befindlichen „endgültigen“ Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen über den Lohnabzug eingearbeitet werden. 


Bekanntmachung betreffend Erleichterungen bei Ausführung 
des Steuerabzugs vom Arbeitslohne. 
Vom 1. Sepfember 1920. 

Auf Grund des Artikels 3 des Geſetzes zur ergänzenden Regelung 
des Steuerabzugs vom Arbeitslohne vom 21. Juli 1920 in Verbindung 
mit §8 45, 52 des Einkommenſteuergeſetzes beſtimme ich bis zum Er⸗ 
laſſe der endgültigen Ausführungsbeſtimmungen folgendes: 

1. Vom Steuerabzuge bleiben bis auf weiteres frei beſondere 
Entlohnungen für Arbeiten, die über die für den Betrieb regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus geleiſtet wurden. Als regelmäßige Arbeitszeit ſoll 
dabei, ſofern nicht beſondere Verhältniſſe im einzelnen Falle eine Aus⸗ 
nahme bedingen, die Arbeitswoche zu 6 Arbeitstagen, der Arbeits⸗ 
monat zu 25 Arbeitstagen und das Arbeitsjahr zu 300 Arbeitstagen 
gelten. Demgemäß find von dem Steuerabzug alle beſonderen Ent: 
lohnungen für überſtunden. überſchichten, Sonntagsarbeit und für 
ſonſtige, über die regelmäßige Arbeitszeit hinausgehende Arbeits⸗ 
leiſtungen bis auf weiteres freizulaſſen. 

2. Überſteigt bei ſtändig beſchäftigten Arbeitnehmern der abzugs⸗ 
pflichtige Teil des Arbeitslohns — auf das Jahr umgerechnet — den 
Betrag von 15 000 , nicht aber den Betrag von 30 000 &, fo find bis 
auf weiteres von dem Teile des abzugspflichtigen Arbeitslohns, der 
— auf das Jahr umgerechnet — den Betrag von 15 000 M nicht über- 
ſteigt, 10 v. H., von dem übrigen Teile des abzugspflichtigen Arbeits⸗ 
lohns 15 v. H. einzubehalten. Danach iſt alſo bei ſtändig beſchäftigten 
Arbeitnehmern, ſofern der auf das Jahr umgerechnete abzugspflichtige 
Arbeitslohn 30 000 & nicht überſteigt, die Durchſtaffelung vorzunehmen. 

3. Die Gültigkeit des § 1b der vorläufigen Beſtimmungen vom 
28. Juli 1920 zur Ausführung des Geſetzes zur ergänzenden Regelung 
des Steuerabzugs vom Arbeitslohne vom 21. Juli 1920, betreffend 
Freilaſſung von Durchſchnittsbeträgen beim Steuerabzuge — Zentral⸗ 
blatt für das Deutſche Reich S. 1337 — wird bis Ende September 
1920 verlängert. 


Berlin, den 1. September 1920. 
Der Reichsminiſter der Finanzen. 
Im Auftrag: von Laer. 


Der Steuerabzug 


bei verdienenden Ehefrauen und Kindern. 
Von Dr. Kurt Ball, Dezernent am Finanzamt 5, Berlin. 


Zu den Finanzämtern kommen jetzt vielfach Ehefrauen und 
beſchweren ſich, daß ihren Männern beim Steuerabzug 125 AM 
freigelaſſen werden, während bei ihnen der Abzug vom ganzen 
Lohn gemacht werde. Dieſe Beſchwerden ſind un⸗ 
begründet. Die Ehefrauen, deren Männer gleichfalls in 
Arbeit ſtehen, haben keinen Anſpruch auf Freilaſſung eines 
Einkommenteiles. Wohl aber ſteht den Ehefrauen 
unter Umſtänden ein anderes Recht zu, das 
ihnen meiſt nicht bekannt iſt, nämlich eine Herabſetzung 
des Steuerabzuges von zehn v. H. auf einen 
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geringeren Satz, wenn die endgültige Einkommenſteuer 
vorausſichtlich gleichfalls nur einen geringeren Satz betragen 
wird. 


Wie iſt die Rechtslage? 

125 AM monatlich ſind vom Steuerabzug frei bei ſtändig be⸗ 
ſchäftigten Arbeitnehmern, deren Erwerbstätigkeit durch das 
Dienſtverhältnis vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird (EinfSt6. § 45 a). Dieſe 125 entſprechen den 
1500 M, die ſpäter bei der endgültigen Veranlagung vom Jahres⸗ 
einkommen freigelaſſen werden. Gehören zur Haushaltung Ehefrau. 
und Kinder, ſo erhöht ſich der abzugsfreie Betrag für die Ehefrau 
und für jedes Kind um weitere je 40 M monatlich, ebenſo wie 
ſich bei der endgültigen Veranlagung der ſteuerfreie Betrag um 
je 500 jährlich für Ehefrau und Kinder erhöht. 

Wenn beide Eheleute in Arbeit ſtehen, 
gilt nur die Tätigkeit des Mannes als Haupterwerb nach § 45a, 
bei der 125 4 für ihn und 40 % für die Frau abzugsfähig find. 
Bei dem Erwerb der Frau gibt es einen ſteuerfreien Betrag 
nicht. Dies ergibt ſich daraus, daß die Eheleute bei der endgül⸗ 
tigen Veranlagung auch zuſammengerechnet werden, und dabei 
nur einmal 1500 % für den Mann und 500 % für die Frau 
ſteuerfrei ſind. 

Wichtig für die Praxis iſt aber, daß eine beſondere 
Pflicht des Arbeitgebers, den perſönlichen Verhältniſſen der 
Arbeitnehmer in allen Einzelheiten nachzuforſchen, im Geſetz 
nicht enthalten iſt und ſoweit bekannt, auch in die endgültigen 
Ausführungsbeſtimmungen nicht aufgenommen werden wird. 
Der Arbeitgeber wird ſich alſo nicht haftbar machen, wenn 
er der Ehefrau den Abzug geſtattet, ohne zu 
wiſſen, daß der Mann gleichfalls verdient. 
Des weiteren beſteht auch keine Pflicht des Arbeitgebers, die An⸗ 
gaben auf ihre Nichtigkeit nachzuprüfen, aus § 1 Abi. 5 Satz 2 
der Ausführungsverordnung vom 28. Juli ergibt ſich, daß der 
Arbeitgeber ohne weiteres die Angaben des Arbeitnehmers zu⸗ 
grunde legen kann, wenn ihm das Gegenteil nicht bekannt iſt. 


Bei der Frau ſind danach 10 v. H. vom ganzen Arbeitslohn 
einzubehalten. Hiervon gibt es jedoch bei kleinem Einkommen 
eine Ausnahme. 


Zum beſſeren Verſtändnis ſei erſt ein einfacherer Fall dar⸗ 
geſtellt: Ein Junggeſelle macht Gelegenheitsarbeit, jo daß man 
keine einzelne Arbeit als Haupttätigkeit anſehen kann. Er hat 
daher 125 4 nicht frei, ſondern müßte von jeder Arbeit ſich 
10 v. H. vom ganzen Betrage einziehen laſſen. Wenn nun ſein 
mutmaßliches Jahreseinkommen 1920 4500 M beträgt, jo würde 
ſeine endgültige Einkommenſteuer für 1920 betragen: frei 
1500 , bleibt zu verſteuern 3000 AM, Steuer hiervon macht 
300 ; alſo 300 von einem Einkommen von 4500 M, das ſind 
weniger als 10 v. H., nämlich 6% v. H. Wenn in ſolchen Fällen 
wie hier die endgültige Einkommenſteuer weniger als 10 v. H. 
betragen wird, ſo ſoll auch der Steuerabzug weniger betragen, 
und das Finanzamt hat daher (EintStG. § 45 b) eine Beſcheini⸗ 
gung darüber auszuſtellen, daß der Steuerabzug nur n e 
betragen ſoll. Im dargeſtellten Falle hätte der Junggeſelle ſich 
alſo von jeder einzelnen Arbeit nicht 10, ſondern 6% v. H. ab: 
ziehen zu laſſen. 

Ebenſo liegt der Fall der Ehefrau. Auch bei ihr findet der 
Steuerabzug vom ganzen Betrage ſtatt, auch bei ihr kann unter 
Umſtänden der endgültige Betrag der Steuer unter 10 v. H. vom 
Einkommen bleiben. Dabei iſt aber zu beachten, daß der end⸗ 


gültige Steuerſatz ſich hier nicht nach dem Einkommen der Ehe⸗ 


frau allein richtet, ſondern nach dem zuſammengerechneten Ein⸗ 
kommen beider Eheleute; nur wenn dies zuſammen ſo klein 


iſt, daß der Satz auch dann unter 10 v. H. bleibt, hat ein Antrag | 
der Ehefrau auf Herabſetzung des Steuerabzuges nach § 45b 


Ausſicht auf Erfolg. 

Eine Durchrechnung nach der Tabelle zur Reichseinkommen⸗ 
ſteuer ergibt das folgende. Ein ſolcher Antrag hat nur Ausſicht 
auf Erfolg, wenn das Einkommen beider Eheleute zu⸗ 
ſammen im Kalenderjahr 1920 beträgt: 


— 


1. bei Eheleuten ohne Kinder oder mit Kindern, die ſelbſt 
Arbeitseinkommen haben, unter . . 18 800 4 
2. bei Eheleuten mit einem Kinde ohne Arbeitseinkommen, 


Me kene IR: 10 000 # 
3. bei Eheleuten mit 2 Kindern ohne Arbeitseinkommen, 
unter: U ART 11100 A 
4. bei Eheleuten mit 3 Kindern ohne Arbeitseinkommen, 
unter 1 ‚· ‚ M M 
5. bei Eheleuten mit 4 Kindern ohne Arbeitseinkommen, 
unten. 8 13 400 AH 
In dieſen Fällen kann die Ehefrau beim Finanzamt einen 


Antrag nach § 45 b EinfStG. auf Feſtſetzung eines geringeren 
Steuerabzuges ſtellen. In allen anderen Fällen iſt es zwecklos, 
Geſuche oder Beſchwerden bei den Finanzämtern anzubringen. 

Anders iſt die Rechtslage bei ſelbſt verdienenden 
Kindern. 

Bei der endgültigen Veranlagung der Einkommenſteuer 
wird auch bei minderjährigen, haushaltzugehörigen Kindern das 
eigene Arbeitseinkommen für das Kind beſonders veranlagt. 
Zwar beträgt der jährliche ſteuerfreie Teil bei der endgültigen 
Veranlagung hier nur 500 M, nicht 1500 A. Dieſer Unterſchied 
wird aber bei der Einfachheit halber beim Steuerabzug nicht 
berückſichtigt. Das ſelbſtverdienende Kind hat An⸗ 
ſpruch auf Auszahlung von monatlich 125 M ohne Steuer⸗ 
abzug, nur vom Reſt ſind ihm 10 v. H. einzubehalten. 

Schwieriger für die Praxis iſt die Rechtslage beim Vater. 
Dieſer hat für ſich 125 M und für Frau und Kinder je 40 AM 
monatlich frei; aber nur für ſolche Kinder, die eigenes Ar⸗ 
beitseinkommen nicht haben. Hat das Kind eigenes 
Arbeitseinkommen von monatlich mindeſtens 40 4, jo iſt der 
Vater zum Abzug nicht berechtigt. Auch hier wird aber zu gelten 
haben, was oben für die Tätigkeit der Ehefrau ausgeführt iſt, 
daß eine beſondere Pflicht des Arbeitgebers zur Prüfung und 
Nachforſchung, ob etwa angegebene Kinder eigenes Ar⸗ 
beitseinkommen beſitzen, nicht beſteht. 


Mängel des Liſtenſyſtems und ihre Beſeitigung. 


Von einem Praktiker. 


Auf den erſten Blick hat das Markenkle ben zur Ver⸗ 
rechnung des einbehaltenen Steuerbetrages große Vorzüge, aber 
nachdem jetzt durch die den Arbeitnehmern eingeräumten ab— 
zugsfreien Beträge die Ausrechnung der zu klebenden Steuer⸗ 
beträge weſentlich erſchwert iſt, wird die Kontrolle über die tar⸗ 
ſächlich geklebten Marken unüberſichtlich. Solange der Abzug 
durchweg 10% betrug, war eine Markenkontrolle einfach, da 10% 
des ausgezahlten Lohnbetrages die Summe der geklebten Steuer⸗ 
marken ausmachte. Durch die Staffelung des Abzuges und 
die zu berückſichtigenden abzugsfreien Beträge iſt eine 
wirkſame Markenkontrolle nur durch ein Vergleichen und Nach⸗ 
rechnen in der Lohnliſte möglich. Außerdem muß immer ein ge⸗ 
wiſſer Markenbeſtand vorhanden ſein, um austretenden Arbeitern 
ihre Steuerkarten beim Abgang ausgefüllt geben zu können. 
Hierfür muß in jedem Betriebe eine Markenkaſſe geführt 
werden, bei der die Gefahren der „Portokaſſe nicht von der Hand 
zu weiſen ſind, zumal da es ſich um hohe Werte handelt. Und 
ſelbſt, wo Unterſchleife ganz ausgeſchloſſen ſind, wird mit Mankos 
infolge Verlierens gerechnet werden müſſen. 

Auch für den Staat bietet das Markenſyſtem erhebliche 
Nachteile, da er durch Diebſtahl und Fälſchung von Steuermarken 
um erhebliche Werte geſchädigt werden kann. 

Aus dieſem Grunde würde ein praktiſches und ohne Mehr⸗ 
arbeit zu bewältigendes Überweiſungs verfahren ſo⸗ 
wohl für den Arbeitgeber als auch für den Staat große Vorteile 
bieten. Es iſt daher auch in den Beſtimmungen über Lohnabzug 
von vornherein den Arbeitgebern die Möglichkeit gegeben, den 
Lohnabzug im Verrechnungswege an den Staat abzuführen. Die 
urſprüngliche Methode, an jede einzelne für den Arbeitnehmer 
zuſtändige Steuerkaſſe die für ihn einbehaltenen Beträge abzu⸗ 

führen, hat ſich bald als unzweckmäßig erwieſen, da es großen 


